
Altstadtlärm: Die „harte Linie“ greift langsam
Informationsabend: Der Stadt machen jetzt nicht mehr so sehr die Wirte Sorgen, sondern die lauten und trinkenden Massen

Von Micha Hörnle

Ist die Situation in der Altstadt
besser geworden oder nicht? Un-
längst erst meinte die Anwohner-
initiative Linda, dass kaum etwas
besser geworden sei (RNZ vom 30.
November). Doch nun präsen-
tierten Stadt und Polizei bei einer
Informationsveranstaltung im
Rathaus Zahlen (siehe „Hinter-
grund“), die auch Linda nicht un-
beeindruckt ließen. Vor allem der
Leiter des Polizeireviers Mitte,
Christian Zacherle, verwies auf
deutlich weniger Anzeigen.

Ja, gegen den Lärm, der von
Gaststätten ausgeht, kann man et-
was machen, hier geben die ge-
setzlichen Grundlagen viel her, er-
klärt Bürgeramtsleiter Bernd
Köster. Und das meiste wurde bis-
her auch umgesetzt: Der Kom-
munale Ordnungsdienst (KOD)
kontrolliert mittlerweile rigide die
Sperrzeiten und misst regelmäßig
den Lärm, vor allem den der Mu-
sikanlagen. Außerdem müssen die
Kneipen mittlerweile, wenn sie ei-
ne neue Konzession beantragen, ein de-
tailliertes Lärmgutachten samt Musik-
konzept beifügen. Die harte Linie, die die
Stadt seit gut zwei Jahren verfolgt, zeigt
ihre Wirkung: „Die Wirte halten sich weit-
gehend an die Auflagen, viele setzen zu-
dem Ordnungspersonal ein“, lobt Köster,
worin ihn auch Zacherle bestätigte.

Köster macht allerdings etwas ganz
anderes Sorgen, gegen das kaum ein Kraut
gewachsen scheint: Es sind die ganz nor-
malen Geräusche – und nicht notwendi-

gerweise nur das Geschrei –, wenn Tau-
sende Leute in der Altstadt sind. Und wenn
dann auch noch Alkohol getrunken wird,
steigt der Lärmpegel. Natürlich wird das
nächtliche Alkoholverkaufsverbot kont-
rolliert und eingehalten, aber es gibt noch
Graubereiche und Schlupflöcher, wie bei-
spielsweise den „Gassenschank“, also
wenn ein Gastwirt das Bier zum Mitneh-
men verkauft. Großes, ungelöstes Prob-
lem ist ein etwaiges Alkoholverbot auf öf-
fentlichen Plätzen, wie es gerade die Lan-

despolitik diskutiert (siehe auch die Stel-
lungnahme der Jusos rechts unten). Mög-
licherweise müsse man nun unkonventi-
onelle Wege gehen, meint Köster: Viel-
leicht helfe es, wenn die Gäste draußen
länger sitzen bleiben könnten, denn dann
sei die soziale Kontrolle größer. Oder viel-
leicht würde sich die Masse der nächtli-
chen Heimkehrer entzerren, wenn es dif-
ferenzierte Sperrzeiten für Kneipen/Dis-
cos und ein ausgeklügeltes Angebot an
Bussen und Bahnen gebe.

Linda goss Wasser in den Wein
der Statistiken: „Die Zahlen sehen
ja so aus, als herrsche in der Alt-
stadt Totenstille“, sagt Karin Wer-
ner-Jensen, die die sinkenden An-
zeigenziffern eher auf den kühlen
Sommer zurückführte. Allerdings
konstatiert sie auch: „Wir sind auf
dem Weg, aber längst noch nicht am
Ziel.“ Ihr Mitstreiter Franz Däne-
kamp sieht weiter „ein Vollzugs-,
Regelungs- und Planungsdefizit“,
vor allem die Sperrzeiten gehörten
verlängert. Ganz anders Melanie
von Görtz vom Hotel- und Gast-
stättenverband: Die Sperrzeiten
sollten eher verkürzt werden, im
Übrigen „nehmen die Wirte ihre
Verantwortung ernst“, fühlten sich
aber mittlerweile „wie unter
Kreuzfeuer“. Pascal Baumgärtner
von der Feiernden-Initiative Heiko
will das gesellschaftliche Problem
des Nachtsaufens nicht mit Re-
pression, sondern mit direkter An-
sprache angehen. In ähnliche Rich-
tung weist ein Vorschlag der Bür-
gerstiftung: Geschulte Jugendliche
könnten nachts auf ihre trinken-

den Alterskameraden einwirken.
Bürgermeister Wolfgang Erichson gab

diese Linie vor: Die derzeitigen Regelun-
gen und Kontrollen werden beibehalten;
mit der RNV wird über ein Alkoholverbot
im Nahverkehr und eine Neukonzeption
der Moonliner geredet; der KOD soll von
sechs auf acht Leute verstärkt werden; und
schließlich soll es möglichst viele Mög-
lichkeiten geben, die Nachtschwärmer auf
die letzten Busse hinzuweisen – vielleicht
sogar mit Monitoren in den Kneipen.

War es nur der kühle Sommer? Die Situation in der Altstadt, hier die Untere Straße, entspannt sich. Foto Hoppe

H IN T E R G R U N D

Städtische Maßnahmen bei Lokalen
> Bußgeld- und Verwaltungsverfah-
ren: 2009: 22, 2010; 11; 2007: 7.

> Bußgeldverfahren: 2009: 16, 2010: 8,
2011: 6.

> Hinweis auf gaststättenrechtliche
Pflichten: 2010: 16, 2011: 28.

> Abmahnungen: 2010: 9, 2011: 5.

> Anhörungen (Einleitung eines Ver-
waltungsverfahrens): 2010: 9, 2011: 3.

Veranstaltungen in der Altstadt
> Anzahl: 2009: 95, 2010: 51, 2011: 56
(Zunahme bedingt durch Universi-
tätsjubiläum).

Beschwerdetelefon
> Anzahl der Anrufe: 2010: 90, 2011:
73, davon wegen Lärms in der Alt-
stadt: 2010: 11, 2011: 10.

Kommunaler Ordnungsdienst
> Einsätze in der Nacht von Freitag
auf Samstag: 2009: 12, 2010: 43, 2011:
43.

> Einsätze in der Nacht von Samstag
auf Sonntag: 2009: 10, 2010: 43, 2011:
43.

> festgestellte Junggesellenabschiede
in der Hauptstraße: 2010: 165, 2011:
102; davon mit Ermahnung zur Ruhe:
2010: 10, 2011: 12.

> festgestellte Junggesellenabschiede
in der Unteren Straße: 2010: 64, 2011:
57, davon mit Ermahnung zur Ruhe:
2010: 4, 2011: 5.

> Bußgeldverfahren wegen uner-
laubten Urinierens: 2010: 108, 2011:
145.

> Platzverweise gegen Einzelperso-
nen: 2010: 14, 2011: 5.

> Platzverweise gegen Gruppen: 2010:
5, 2011: 0.

> Lärmmessungen (Personenlärm):
2010: 82, 2011: 385 – davon erhebliche
Überschreitung (über 55 Dezibel):
2010: 71, 2011: 333.

> Lärmmessungen (Gaststättenlärm):
2010: 121, 2011: 178 – davon keine
Überschreitung (bis 55 Dezibel): 2010:
86, 2011: 111 – erhebliche Über-
schreitung: 2010: 35, 2011: 67.

(Anmerkung: 2009: 1. Oktober bis 31.
Dezember; 2011: bis 30. November).

Polizei
> Anzeigen wegen Lärms in der Alt-
stadt: 2010: 408, 2011: 323.

> Anzeigen wegen Lärms in Gast-
stätten in der Altstadt: 2010: 158, 2011:
94.

> Anzeigen wegen unerlaubten Uri-
nierens: 2010: 134, 2011: 130.

> Anrufe beim Beschwerdetelefon, die
zur Polizei weitergeleitet wurden:
2010: 308, 2011: 170.

(Anmerkung: 2010 und 2011 jeweils
ohne Dezember) hö

Zaun gestohlen –
Schafherde ausgebüxt
ste. Unbekannte schnitten am frühen
Mittwochmorgen insgesamt 50 Meter der
Elektroumzäunung einer Schafkoppel in
Kirchheim ab. Die Folge: Die Herde büx-
te aus, und die Tiere liefen zum Teil auf
dem Cuzaring und der B 535 herum.
Schäfer Bernd Kowalsky, hauptberuf-
lich Leiter des Affenreviers im Heidel-
berger Zoo, und sein Partner Herbert
Klemm hatten alle Hände voll zu tun, die
22 Tiere wieder einzufangen, auch ein
Streifenwagen der Polizei war vor Ort.
GlücklicherweisegabeskeinenUnfallmit
einem Auto, die Schafe wurden alle wohl-
behalten auf eine andere Koppel getrie-
ben. Besonders bedanken wollen sich die
beiden Schäfer bei einem Autofahrer, der
auf der B 535 anhielt und half, die Tiere
wieder einzusammeln. Der Schaden am
Zaun beläuft sich auf über 300 Euro.

In dieser Ecke der Schafkoppel schnitten die
Täter den Elektrozaun weg. Foto: RNZ

Keine „Anti-Tunnel“-Revolte bei der FDP
Jungliberale scheitern zunächst mit ihrem Antrag „Solider Haushalt vor teurem Tunnel“

hö. Um ein Haar wäre möglicherweise die
FDP aus der gemeinderatsmäßig über-
schaubaren Schar der Tunnelfreunde aus-
gebrochen. Denn die Jungliberalen prä-
sentierten auf der Mitgliederversamm-
lung einen Antrag mit dem brisanten Ti-
tel„NeckarufertunnelnichtumjedenPreis
– nachhaltiger kommunaler Haushalt geht
vor“. An sich, so Sebastian Romainczyk,
sei ja die Neckarpromenade „eine tolle Sa-
che“, aber wenn ein Tunnel zu teuer sei,
müsse man die Idee entweder aufgeben
oder nach Alternativen suchen. Eine Al-
ternativehattendieJungenLiberalenauch
schon kennengelernt, denn sie standen
noch sichtbar unter dem Eindruck eines

Vortrages, den der Verkehrsplaner Felix
Berschin, einer der „Miterfinder“ der so-
genannten „Magistrale“ (Bündelung des
Verkehrs auf der Friedrich-Ebert- und
Kurfürstenanlage), gehalten hatte.

Doch den „Julis“ pfiff schon schnell ein
scharfer Parteiwind um die Nase: An-
nette Trabold, FDP-Fraktionsvorsitzende
im Gemeinderat und selbst keine Tun-
nelfreundin, war „ratlos, was dieser An-
trag soll“, denn schon im Kommunal-
wahlprogramm habe gestanden, dass der
Tunnelbau an der Finanzierungszusage
aus Stuttgart hänge und keineswegs die
Solidität des Heidelberger Haushalts ge-
fährden solle. Und sie verwies darauf, dass

die „linke“ Ratsmehrheit auch Tunnelal-
ternativen verworfen habe. „Der Antrag
wäre ein Thema für eine Bürgerbefra-
gung über die denkbaren ,Stadt am Fluss’-
Varianten“, sagte FDP-Rat Michael
Eckert, „aber damit sind wir bekanntlich
unterlegen.“ Seine Ratskollegin Margret
Hommelhoff sieht keine Alternativen zum
Tunnel und dazu, auf Nachricht aus Stutt-
gart zu warten. Bundestagsabgeordneter
Dirk Niebel erinnerte daran, dass es För-
derzusagen nur für konkrete Projekte und
nicht für Alternativenbündel gibt. Und so
fand die liberale Tunnel-Revolution nicht
statt, das Thema wurde in den kommu-
nalpolitischen Arbeitskreis verwiesen.

Der Gemeinderat tagt heute
Ab 16 Uhr geht es auch um Bebauungspläne Rohrbach/Weststadt

mün. Zum letzten Mal in diesem Jahr tritt
heute um 16 Uhr der Heidelberger Ge-
meinderat im Rathaus zusammen. 48 Ta-
gesordnungspunkte müssen die Stadt-
räte abarbeiten, größere Diskussionen
wird es voraussichtlich aber nur bei we-
nigen Themen geben.

Der Gemeinderat soll heute das Pro-
jekt Internationale Bauausstellung (IBA)
„Wissen schafft Stadt“ beschließen, das
neue Stadtentwicklungskonzepte für die
Verknüpfung des Wissensgesellschaft
und der Stadtgesellschaft anstoßen soll.
Außerdem wird entschieden, ob und an
welchen Standorten in Heidelberg ein
Großkino gebaut werden könnte.

Ein Bebauungsplan für das von der
US-Armee geräumte Rohrbacher Areal
„Holbeinring“ und ein Bebauungsplan
für die Weststadt (Quartier Landhaus-
straße, Bahnhofstraße, Rohrbacher Stra-
ße) sollen auf den Weg gebracht werden.

Auch steht zur Entscheidung an, ob sich
die Stadt am Aufbau eines Hiphop-Ar-
chives mit Materialien des Rappers Fre-
deric „Torch“ Hahn beteiligt.

Im schulischen Bereich soll der
Wunsch der Internationalen Gesamt-
schule nach einer Rückkehr zum neun-
jährigen Abitur sowie der Schulversuch
für ein Ethikangebot in den fünften und
sechsten Klassen des Hölderlin-Gym-
nasiums beschlossen werden. Verände-
rungen bei der städtischen Sprachför-
derung sowie dem Heidelberger Unter-
stützungssystem Schule (Hüs) sind eben-
falls zu entscheiden.

Im Finanzbereich liegen Berichte und
Beschlüsse zum Haushalt der vergange-
nen Jahre, dem aktuellen Schuldenstand
und der mittelfristigen Finanzplanung
vor. Außerdem geht es noch um den Wirt-
schaftsplan der Bahnstadtentwicklung
für das kommende Jahr.

Jusos gegen
Alkoholverbot

RNZ. Die Heidelberger Jungsozialisten
(Jusos) kritisieren die Mutterpartei SPD:
Die will, dass die örtliche Polizei ein
nächtliches Alkoholverbot auf öffentli-
chen Plätzen anordnen kann. Die Jusos
sind „enttäuscht über die Kreativlosig-
keit der SPD-Spitze im Umgang mit ge-
sellschaftlichen Problemen“. Schließlich
sei ein Alkoholverbot ein schwerer Ein-
griff in die Freiheitsrechte. Die Jusos fin-
den, „dass es ein Vollzugsdefizit und nicht
ein Regelungsdefizit gibt“. Vor allem die
Polizei sei besser auszustatten. Außerdem
fordern die Jusos ein besseres nächtliches
Angebotvon Bussenund Bahnensowie den
Einsatz von Streetworkern, um Konflik-
ten auf der Straße vorzubeugen.
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